
 

  1 

 
 

02. Februar 2026 
Posi0onierung des Landesvorstands der FDP Bremen  
 

Pilotprojekt für autonome Busse und Bahnen in der Bremer Überseestadt 1 

Der Landesvorstand der FDP Bremen fordert ein Pilotprojekt für autonome Busse und Bahnen 2 
in der Überseestadt unter Beteiligung der BSAG und Mercedes-Benz.  3 

Bremen hat mit dem Safety Control Center, V2X-Infrastruktur und erfolgreichen Testprojekten 4 
für autonome ShuPles beste Voraussetzungen für die nächste Stufe intelligenter Mobilität. 5 
Der Mercedes-Standort bringt WeltmarkTührerschaU in automaVsiertem Fahren (Level 3 6 
bereits KBA-zugelassen, neue S-Klasse mit Level 4-Fähigkeit), die BSAG jahrzehntelange ÖPNV-7 
ExperVse. Die Überseestadt bietet als TesTeld klare Routen, gemischte Nutzung und echte 8 
Fahrgastströme – ideal für ein LeuchPurmprojekt. 9 

Chancen für Bremen 10 

Autonome Systeme lösen zentrale Herausforderungen: Über 90 Prozent der Unfälle entstehen 11 
durch menschliches Versagen – autonome Technologie kann diese drasVsch reduzieren. Im 12 
ÖPNV ermöglichen ShuPles höhere TakTrequenzen ohne zusätzliche Personalkosten, 13 
besonders in Randzeiten, sowie flexible On-Demand-Angebote. WirtschaUlich stärkt das 14 
Projekt den Mercedes-Standort, posiVoniert Bremen als europäische Referenzstadt und 15 
scham neue PerspekVven für BSAG und Technologie-Start-ups. Außerdem schwächt es die 16 
Auswirkungen des FachkräUemangels und des demografischen Wandels ab, welche ein 17 
BoPleneck beim Ausbau eines modernen ÖPNV-Angebotes sind. Nicht zuletzt sind autonome 18 
Angebote für die letzte Meile eine soziale Maßnahme – gerade für Senioren.  19 

Rechtliche Lage – möglich mit Anpassungsbedarf 20 

Das Gesetz zum autonomen Fahren (seit 2021, §§ 1d ff. StVG) erlaubt Level-4-Fahrzeuge im 21 
Regelbetrieb innerhalb festgelegter Betriebsbereiche. Bremen kann dank vorhandener 22 
Infrastruktur bereits ShuPle-Busse in der Überseestadt einsetzen (KBA-Genehmigung, Safety 23 
Control Center als Aufsicht). 24 

BenöVgte Anpassungen 25 

Auf Bundesebene muss das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) für ÖPNV-FloPen reformiert 26 
werden, standardisierte Genehmigungsverfahren und klare HaUungsregeln zwischen 27 
Hersteller, Betreiber und SoUwarezulieferern geschaffen werden. Bremen braucht eine 28 
Landesverordnung für Zuständigkeiten, Datenschutz und Finanzierung der digitalen 29 
Infrastruktur. 30 
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Liberale Leitplanken 31 

• Technologieoffenheit: Offene SchniPstellen für WePbewerb, keine Monopolstellung 32 
• Datensparsamkeit: Nur Betriebsdaten, prüsare Algorithmen, keine Bewegungsprofile 33 

ohne Einwilligung 34 
• Sicherheit zuerst: KBA-Zulassung, Safety Control Center mit Echtzeit-Überwachung 35 
• WirtschaUlich: LangfrisVg subvenVonsfrei mit Kosten-Nutzen-Analyse 36 

Unsere Forderungen im Einzelnen 37 

An den Bremer Senat: 38 

1. Pilotprojekt in der Überseestadt starten: Der Senat möge umgehend ein Pilotprojekt 39 
starten, das die Überseestadt als TesTeld zur technischen, rechtlichen und wirtschaUlichen 40 
Umsetzbarkeit von autonomen Bussen und Bahnen überprüU. Das Pilotprojekt soll 41 
Erkenntnisse zu einer realisVschen Zeit- und Kostenplanung liefern. Ergebnisse sollen 42 
öffentlich zugänglich gemacht werden.   43 

2. BSAG-Mercedes-PartnerschaU iniVieren: Der Senat möge die BSAG beauUragen, 44 
unverzüglich Verhandlungen mit Mercedes-Benz über eine ProjektpartnerschaU 45 
aufzunehmen. Ziel ist eine klare Arbeitsteilung und Finanzierung. Die Vereinbarung soll 46 
transparente Erfolgsfaktoren definieren. 47 

3. Landesverordnung erlassen: Der Senat soll eine Bremer Rechtsverordnung zur Regelung von 48 
Zuständigkeiten, Datenschutz und Infrastrukturfinanzierung entwickeln. Diese soll klare 49 
Verantwortlichkeiten zwischen Behörden und Betreibern schaffen. Die Verordnung muss 50 
datenschutzkonform und wePbewerbsneutral sein. 51 

4. Infrastruktur dauerhaU finanzieren: Der Senat soll Safety Control Center und V2X-52 
Infrastruktur als Teil der Daseinsvorsorge dauerhaU finanzieren. Die Finanzierung muss 53 
langfrisVg abgesichert sein. Private KooperaVonen sollen die öffentlichen MiPel ergänzen. 54 

5. Die DeputaVon für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung soll regelmäßig informiert und 55 
beratend täVg werden. 56 

6. EvaluaVonsberichte verpflichten: Der Senat soll jährliche öffentliche EvaluaVonsberichte mit 57 
SicherheitsstaVsVken und Kostenanalysen verlangen. Die Berichte müssen transparent und 58 
nachvollziehbar sein. Unabhängige wissenschaUliche InsVtute sollen beteiligt werden. 59 

7. Bürgerdialoge organisieren: Der Senat soll InformaVonsveranstaltungen und Bürgerdialoge 60 
in der Überseestadt veranstalten. Diese sollen vor Projektstart und jährlich statinden. 61 
Anwohnerfeedback muss dokumenVert und berücksichVgt werden. 62 

An die Bundesregierung: 63 

1. PBefG reformieren: Die Bundesregierung soll das Personenbeförderungsgesetz an 64 
autonome ÖPNV-FloPen anpassen. Klare Regelungen für Betriebsleiterpflichten und 65 
Sicherheitskonzepte sind erforderlich. Die Reform muss bundesweit einheitlich umsetzbar 66 
sein. 67 
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2. Genehmigungen standardisieren: Das KBA soll vereinfachte, standardisierte 68 
Genehmigungsverfahren für autonome ÖPNV-Systeme entwickeln. Die Verfahren müssen 69 
praxistauglich und bundesweit einheitlich sein. Pilotprojekte sollen priorisiert behandelt 70 
werden. 71 

3. HaUungsrecht klären: Die Bundesregierung soll die Verantwortlichkeiten zwischen 72 
Hersteller, Betreiber und SoUwarezulieferern eindeuVg regeln. Standardisierte 73 
Versicherungsprodukte müssen entwickelt werden. Die Regelungen sollen Rechtssicherheit 74 
schaffen. 75 

4. Förderprogramm einrichten: Die Bundesregierung soll ein Programm zur Förderung 76 
realbetrieblicher Pilotprojekte schaffen. Der Schwerpunkt liegt auf Regelbetrieb staP reiner 77 
Forschung. MiPel sollen zweckgebunden und evaluierbar sein. 78 


